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München. Der deutsche Rüs-
tungskonzern Rheinmetall
beliefert Saudi-Arabien ei-
nem Medienbericht zufolge
trotz eines deutschen Ex-
portstopps weiter mit Muni-
tion. Wie der „Stern“ und
das ARD-Magazin „Report
München“ am Dienstag vor-
ab berichteten, erfolgt die
Belieferung über Tochterfir-
men in Italien und Südafri-
ka. Rheinmetall-Vorstand
Helmut Merch sagte dem
Bericht zufolge Mitte No-

vember, von dem jüngsten
deutschen Exportstopp seien
diese Lieferungen „nicht be-
troffen“. Er bezifferte den
Wert der jährlichen Muniti-
onslieferungen demnach auf
über hundert Millionen Eu-
ro. Nach den Recherchen
von „Stern“ und „Report
München“ bewirbt ein Joint
Venture, das Rheinmetall in
Südafrika betreibt, einige
Produkte für ihre – so wört-
lich – „außergewöhnliche
Tödlichkeit“. AFP

Rüstungsexporte
gehen indirekt weiter

Sanaa/Stockholm. Millionen
notleidende Menschen im
Bürgerkriegsland Jemen
hoffen auf ein Ende ihres
Martyriums. Eine Delegati-
on der Huthi-Rebellen flog
am Dienstagnachmittag aus
der Hauptstadt Sanaa zu-
sammen mit UN-Vermittler
Martin Griffiths zu Friedens-
gesprächen nach Stockholm,
wie Huthi-Sprecher Moham-
med Abdul Salam bestätigte.
Die Vereinten Nationen be-
zeichnen die Situation im
bitterarmen Jemen als der-
zeit schwerste humanitäre

Krise der Welt. Zwölf Millio-
nen Menschen stehen nach
UN-Angaben vor einer Hun-
gersnot, alle elf Minuten
stirbt ein Kind.

Man wolle die Konsultatio-
nen mit der international
anerkannten Regierung des
Krisenstaates in Schweden
zu einem Erfolg machen,
teilte der Sprecher mit. „Un-
sere Hände sind zum Frie-
den ausgestreckt“. Eine offi-
zielle Ankündigung der Ver-
einten Nationen zum genau-
en Beginn gab es zunächst
aber nicht. dpa

Friedensgespräche
für den Jemen

Hoffnung auf Ende des Bürgerkriegs

Von Ansgar Haase
Brüssel. Die USA setzen
Russland ein Ultimatum von
60 Tagen, um die Zerstö-
rung von neuen Marschflug-
körpern zuzusagen. Die
Waffen vom Typ SSC-8 stell-
ten einen klaren Bruch des
INF-Vertrags zum Verzicht
auf atomare Mittelstrecken-
waffen dar, sagte US-Außen-
minister Mike Pompeo am
Dienstag nach Beratungen
mit den Kollegen der ande-
ren Nato-Staaten in Brüssel.
Wenn Russland den Vertrag
verletzte, ergebe es für die
USA keinen Sinn mehr, im
Vertrag zu bleiben. Dem-
nach könnten die USA theo-
retisch bereits in 60 Tagen
ihrerseits neue atomare Mit-
telstreckensysteme bauen
und stationieren.

In Moskau wurden die
Vorwürfe erneut zurückge-
wiesen. Russland halte sich

strikt an die Bestimmungen
des Vertrags. Der Vorsitzen-
de des Verteidigungsaus-
schusses, Wladimir Scham-
anow, übte zudem scharfe
Kritik an der Frist. „Russland
ist kein Land, dem man ein
Ultimatum stellt“, sagte er.
Man werde nicht auf die An-
schuldigungen antworten.

Die USA hatten sich kurz
vor Pompeos Ankündigung
die Unterstützung der Nato-
Partner zusichern lassen.
Die Außenminister stimm-
ten bei dem Treffen in Brüs-
sel einer Stellungnahme zu,
in der Russland von der
Nato erstmals einschrän-
kungslos vorgeworfen wird,
gegen den INF-Vertrag zu
verstoßen. Man rufe Russ-
land auf, sofort und nach-
weisbar wieder volle Ver-
tragstreue herzustellen,
kommentierte Nato-Gene-
ralsekretär Jens Stoltenberg.

USA setzen
Russland Ultimatum
Die Nato-Außenminister beraten über das
drohende Aus des INF-Abrüstungsvertrags.

Klimawandel trifft die Ärmsten

Stürme, Starkregen, Hitze und Dürre treffen Entwicklungslän-
der besonders hart. Unter den zehn Staaten mit den größten
Extremwetterschäden waren in den vergangenen 20 Jahren
acht Entwicklungsländer mit niedrigem oder niedrigem mitt-
leren Einkommen. Das zeigt der Klima-Risiko-Index, den die
Entwicklungsorganisation Germanwatch am Dienstag auf der
Weltklimakonferenz im polnischen Kattowitz vorstellte. Puerto
Rico, Honduras und Myanmar stehen im Rückblick auf die Jah-
re 1998 bis 2017 an der Spitze der am stärksten betroffenen
Länder – gefolgt von Haiti, den Philippinen, Nicaragua, Bang-
ladesch, Pakistan, Vietnam und Dominica. FOTO DPA

er Dortmunder Ze-
chenarbeiter Fritz
Bunte war einer von
drei einfachen Berg-

leuten aus dem Ruhrgebiet,
die 1889 bis zum Kaiser gin-

gen, um ihre
Rechte einzu-
fordern. Sie
scheiterten,
doch es folgte
eine wichtige
Erkenntnis.
Über den
Kampf der
Bergarbeiter-
schaft um so-

ziale Absicherung sprachen
Ilka Bärwald und Benjamin
Legrand mit Wolfgang Jäger
(kl. Foto), Historiker am Insti-
tut für Soziale Bewegungen in
Bochum und langjähriger Ge-
schäftsführer der Hans-Bö-
ckler-Stiftung.

Die Untersten beim Obersten.
Wie muss man sich diese Au-
dienz vorstellen?
Die Überraschung war ja,
dass der gerade neu ins Amt
gekommene Wilhelm II. die
Bergleute in Berlin überhaupt
empfangen hat. Die Unter-
nehmer waren ja nicht bereit
gewesen, mit den Delegierten
des großen Bergarbeiter-
streiks zu verhandeln. Nach
einer Überlieferung soll Wil-
helm in etwa gesagt haben:
Ihr seid vertragsbrüchig ge-
worden, habt einfach Eure
Arbeit niedergelegt, das geht
nicht. Aber ich kann Euer An-
liegen verstehen und ich will
ein Wort für Euch einlegen.
Daraufhin hat auf Druck des
Kaisers der Vorsitzende des
Zechenverbandes aus Essen
Verhandlungsbereitschaft sig-
nalisiert. Doch dann wurde er
vom Zechenverband abge-
setzt. Das war die Antwort
der Kohle- und Schlotbarone
an der Ruhr.

Dieser Streik endet ohne ein
Ergebnis?
Ja, aber es begann dadurch
ein Erkenntnisprozess, dass
man die gemeinsamen Inter-
essen der Bergleute nur durch
einen Zusammenschluss
durchsetzen kann. Das ist die
berühmte Gewerkschafts-
gründung am 18.8.1889 in
Dorstfeld. Sozialdemokrati-
sche und christliche-soziale
Bergarbeiter gründeten ge-
meinsam den „Alten Ver-
band“.

D Wie groß waren die Unter-
schiede?
Der Alte Verband – ich sage es
mit unseren modernen Wor-
ten – war zu Beginn eine Ein-
heitsgewerkschaft. Sie um-
fasste – unter dem Eindruck
der Niederlage im Streik –
viele, nicht weltanschaulich
gebundene Bergarbeiter, aber
auch eben sozialdemokrati-
sche und christlich-soziale.

Wenn man sich das Ruhrge-
biet anschaut, dann war im
westlichen Teil des Landkrei-
ses Dortmund ein Schwer-
punkt der frühen Sozialdemo-
kratie. In Essen, besonders im
Westen, haben wir eine ganz
andere Bergarbeiterbewe-
gung – die christliche Bergar-
beiterbewegung. Aber die Zu-
sammenarbeit klappte nicht.
1894 wurde dann der Ge-
werkverein christlicher Berg-
arbeiter in Essen gegründet.
Die Bergarbeiterschaft war
organisatorisch getrennt.

Gab es immerhin gemeinsa-
me Ziele?
Es ging vor allem um einen
auskömmlichen Lohn, ver-
nünftige Arbeitsbedingungen,
aber auch darum, dass man
vernünftig behandelt werden
wollte. Ein Stichwort ist ‚Gru-
ben-Militarismus‘. Man muss
sich die Arbeitsbedingungen
im Bergbau lange wie beim
Militär zu dessen schlimms-
ten Zeiten vorstellen. Befehl
und Gehorsam. Wer nicht ge-
horchte, wurde verprügelt.
Der Steiger hat mit seinem
Häckel auch mal zugeschla-
gen. Auf der anderen Seite
gibt es Geschichten, dass ein
Steiger im Blindschacht ver-
schwunden sein soll.

Aber der Mythos beschwört
den starken Zusammenhalt
unter den Bergleuten, die
große Solidarität unter Tage.
Über Tage sah das dann an-
ders aus?
Wenn die Bergleute unter Ta-
ge sind, unter dieser Gefahr
des Berges über ihnen, dann
müssen sie sich aufeinander
verlassen können. Das geht
nicht anders. Aber wenn sie
aus dem Bergwerk raus sind –
dann konnten sie schon un-
terschiedlicher Meinung sein.
Ich will es mal so formulie-
ren: Die sozialdemokrati-
schen Bergarbeiter aus Dort-
mund, sie hatten ihre eigene
Lebenswelt. Genauso wie die

christlichen Bergarbeiter, für
die die religiöse Bindung sehr
wichtig war. Aber nach der
Novemberrevolution 1918
waren beide Gewerkschaften
endlich als Tarifpartner aner-
kannt.

Welche handfesten Erfolge
hatten die Gewerkschaften
für die Bergleute vom Kaiser-
reich bis in die 20er-Jahre
schon erreicht?
Im Kaiserreich nichts. Es gab
überhaupt keine Verhandlun-
gen. Das ist schon exzeptio-
nell. Nach 1918 ging es los
mit den Tarifverhandlungen.
Es wird die Schichtzeit unter
Tage von acht auf siebenein-
halb Stunden verkürzt,

schließlich auch zunächst auf
sieben Stunden. Es gab eine
gewisse Lohnentwicklung.
Das war auch sehr nützlich.
1919 wurde der erste bezahlte
Urlaub eingeführt: Vier Tage
nur, aber bezahlt! Vieles an-
dere, was die Bergarbeiter be-
kommen haben, haben sie
nicht von den Unternehmen
bekommen, sondern vom
Staat. Betriebsräte sind durch
ein staatliches Gesetz ge-
schaffen worden. Auch die
Arbeitszeitverkürzungen ge-
langen nur durch den Ein-
fluss der Weimarer Reichsre-
gierung.

Unterschiedliche Gewerk-
schaften, unterschiedliche Mi-
lieus, ein weiter Weg bis zur
Einheitsgewerkschaft nach
dem Zweiten Weltkrieg. Wie
verlief der Weg?
Heute sprechen die Soziolo-
gen von Milieus, aber dann
meinen sie Lebensstilmilieus.
Ein Herauskommen war frü-
her nicht möglich. Milieus
waren ja Gesinnungsgemein-
schaften von der Wiege bis
zur Bahre. Man hat gemeinsa-
me Werte, gemeinsame Orga-
nisationen, Vereine. Diese
Wertegemeinschaft ist maß-
gebend für das ganze Leben.
Diese Art von Milieugesell-
schaft ist dann durch Krieg,
Inflation, Ruhrbesetzung und
das Aufkommen der Massen-
medien immer mehr durchei-
nandergewirbelt worden.
Auch durch die Zuwanderung

ins Ruhrgebiet wurden die
Milieus herausgefordert. Sie
konnten gar nicht alle integ-
rieren. Zudem veränderte
sich der Arbeitsplatz unter Ta-
ge schon in den 1920ern
durch Rationalisierungen
dramatisch. Mit der massen-
haften Einführung des hyd-
raulischen Abbauhammers
löst der Einzelakkord den
Gruppenakkord ab. Dann ist
diese alte Milieugesellschaft
durch die Zeit des Nationalso-
zialismus‘ noch weiter zerrie-
ben worden. Die Bergarbei-
terschaft 1950 war dann eine
ganz andere als die von 1930
oder 1890. Die war nahezu
ausgetauscht.

Und dann gründete man eine
gemeinsame Gewerkschaft
für die Bergbaubranche.
Keiner konnte nach 1945 die
Bergleute mehr überzeugen,
dass eine eigene christliche
oder sozialdemokratisch ori-
entierte Gewerkschaft ge-
gründet werden müsste. Die
Not war einfach viel zu groß,
dass es nur ein Motto gab:
Wir müssen zusammenhal-
ten. Speck wurde dann wich-
tiger als die Sozialisierung.

Das Verhältnis zwischen Ge-
werkschaft, Bergarbeitern
und Industrie-Arbeitgebern
im Bergbau nach dem Krieg
ist ja ein besonderes. Das
zieht sich ja bis zum Ende so
durch. Welche Rolle spielt die
Montan-Mitbestimmung?
Dass sich in der Kohleindust-
rie etwas ändern musste, das
war nach 1945 allen klar. Es
gab ja danach heftige Ausein-
andersetzungen, die IG Me-
tall und die IG Bergbau riefen
1950 zu einer Urabstimmung
für Streiks zur Durchsetzung
der Montanmitbestimmung
auf. Konrad Adenauer wollte
aber keinen Großkonflikt.
Der Korea-Krieg lief gerade,
Kohle und Stahl wurden ge-
braucht. So kam es zur paritä-
tischen Mitbestimmung. Der
Bergbau blieb – anders als der
dann verstaatlichte Bergbau
der Besatzungsmacht Eng-
land – privatwirtschaftlich,
aber auf der Führungsebene
der Unternehmen kam eine
ganz starke Beteiligung der
Arbeitnehmer und der Ge-
werkschaften hinzu. Die
Montanmitbestimmung war
ein Kulturbruch mit vergan-
genen Zeiten. Das war ein
Prozess, der seine Zeit
brauchte. In vielerlei Hin-
sicht: Bei der IG Bergbau war
man der Meinung, dass die
Kumpel sich bei den gemein-
samen Essen nach den Auf-
sichtsratssitzungen bei den

Arbeitgebervertretern nicht
blamieren sollten: In der Ge-
werkschaftsschule in Haltern
achtete man darauf, dass fein
mit Messer und Gabel geges-
sen wurde.

Dann kam 1958 die Kohlekri-
se. Die Gewerkschaft war
jetzt Herr im Hause, wie ging
sie damit um?
Man mobilisierte. 1959
Marsch auf Bonn, mit schwar-
zen Fahnen. Schweigend
marschierten 60.000 Mann
durch Bonn, fast wie auf einer
Beerdigung. Es gab dann als
erstes Feierschichtenaus-
gleich, Kurzarbeitergeld. An-
fang der 1960er-Jahre verlie-
ßen zigtausende Bergleute
die Zechen und gingen in an-
dere Branchen, wo sie in der
Hochkonjunktur gerne aufge-
nommen wurden. Das war
schon gewaltig. Da gingen so
viele von den Bergwerken
weg, dass diese nicht mehr
genug Leute hatten. Das glich
man über die „Gastarbeiter“
aus, obwohl der Bergbau wei-
ter herunter ging. Nach der
Gründung der Ruhrkohle AG
1968/69 waren die Personal-
büros auf jedem Bergwerk
fast so etwas wie ein Arbeits-
amt. Vorruhestand und Ar-
beitsvermittlung spielten eine
ganz große Rolle. Die Zauber-
formel ab 1969 war „Kein
Bergmann darf ins Bergfreie
fallen“, das heißt, betriebsbe-
dingten Kündigungen zum
Opfer fallen. Der Sozialplan
wurde im Bergbau erfunden
als ein Instrument, um Beleg-
schaftsabbau sozialverträg-
lich zu gestalten.

Trotzdem kämpften die Berg-
leute lange um ihre Jobs.
1997 gingen die Bergleute
wieder auf die Straße, in
Bonn. Was passierte, war im
Grunde ein großer wilder
Streik, der sich gegen den
Wortbruch der Bundesregie-
rung unter Helmut Kohl rich-
tete. Es war dramatisch. Bonn
war faktisch von den Bergleu-
ten besetzt. Die Saarbergleute
kamen, wurden abgefangen
und ins Müngersdorfer Stadi-
on nach Köln gebracht. Die
Bergleute waren bitter ent-
täuscht, weil es immer hieß,
neue Kohlerunde, aber sozial
verträgliche Anpassung läuft
weiter, und sie fühlten sich
vorgeführt. Es drohte sogar
die Stürmung des Bundesta-
ges.

Danach gab es eine Rege-
lung, die auch dank des Ein-
satzes der Gewerkschaft IG-
BCE verkraftbar war – mit
dem sozial verträglichen Aus-
laufen bis 2018.

Der lange Kampf der Kumpel
BOCHUM. Mit dem Bergbau endet auch
die Bergarbeiterbewegung. Eine be-
wegte Geschichte, die einen ihrer Ur-
sprünge auch in Dortmund hatte.

Mit Fahnen und Transparenten demonstrierten im Frühjahr 1997 rund 10.000 Bergarbeiter, hauptsächlich aus dem Saarland, vor dem Bonner Kunstmuseum
gegen die Kohlepolitik der Bundesregierung. FOTO DPA
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